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Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der
CDU Nordrhein-Westfalen hat auf Ihrer 11. Landesde-
legiertenversammlung am 6. September 2008 in Mül-
heim an der Ruhr Ihre landespolitischen Vorstellun-
gen formuliert.

Wir machen damit deutlich, welche Weichenstellun-
gen aus unserer Sicht nötig sind, um bis 2015 und da-
rüber hinaus eine positive wirtschaftspolitische Ent-
wicklung NRWs zu erreichen.

Mit dem Beschluss „Mülheimer Erklärung“ präsentie-
ren wir als MIT NRW als erste politische Organisation
der CDU unsere Kernforderungen für das Wahlpro-
gramm 2010, ein mögliches Regierungsprogramm
und politische Zielvorgaben für die kommende Legis-
laturperiode.

Dabei würdigen wir sowohl des Erreichte und setzen
aber auch gleichzeitig neue Zielmarken aus mittel-
stands- und wirtschaftspolitischer Sicht für unser
Land. Mit sehr konkreten „Perspektiven bis 2015“ stel-
len wir dabei einen Katalog auf, wie NRW wieder an
die Spitze der Bundesländer gebracht werden kann.

Wir fordern all diejenigen die politisch Verantwor-
tung tragen dazu auf, an der Umsetzung dieser Ziele
mitzuwirken. Damit NRW auch im kommenden Jahr-
zehnt ein Land wird, in dem Erfolg hochgeschätzt wird
und welches eine erfolgreiche Wirtschafts- und Wohl-
standsentwicklung verkörpert.

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSVEREINIGUNG
DER CDU NRWMIT
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Beschluss
Mülheimer Erklärung vom 6. September 2008

NRW: Lust auf Erfolg!
Umso wichtiger ist es, im Lichte des Er-
reichten die Ziele der kommenden Jahre
zu beschreiben. Der Standort Nordrhein-
Westfalen ist im Aufwind und soll es blei-
ben. 10 Jahre nach dem Wechsel soll NRW
an der Spitze der Bundesländer stehen.
Deswegen muss die CDU weiter die Re-
gierung führen. Bis 2015 wollen wir das
Land wieder fit machen. Bis 2015 wollen
wir NRW wieder zu dem attraktivsten
Standort in Deutschland formen.

II. Mittelstand und Industrie –
Hand in Hand

Nordrhein-Westfalen ist vor allem durch
seinen Mittelstand stark. Er ist Grundlage
für die in NRW produzierenden und stra-
tegisch beheimateten industriellen Kon-
zerne. Mittelstand in NRW ist und wird
immer häufiger selbst zunehmend „global
player“. Auch deshalb ist Nordrhein-West-
falen der Industriestandort in Deutschland.
Auch die durch CDU und CSU-Politik er-
folgreichen Bundesländer im Süden verfü-
gen nicht über eine solche geballte Wirt-
schaftskraft mit globalen Marktführern in
vielen unterschiedlichen Branchen und
Industriezweigen.

Beide Standbeine NRWs im Wettbewerb –
Mittelstand und Industrie – müssen für
die Politik der CDU maßgeblich sein. Da-
bei sind Investitionen in die Infrastruktur
und eine immer stärker gestaltende Wirt-

I. Einleitung

Am 22. Mai 2005 endeten 39 Jahre sozial-
demokratisch dominierter Regierungen in
Nordrhein-Westfalen. Diese Zäsur bedeu-
tet für die CDU in NRW nicht nur einen
großen politischen Erfolg. Es markiert den
Beginn der größten Herausforderung für
alle Christdemokraten in unserem Bun-
desland: Die Sanierung des Landes auf
ordnungspolitischem Fundament und in
sozialer Verantwortung.

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung der CDU bildet dabei das Rückgrat
der Union in ihren wichtigsten Kompe-
tenzfeldern: Wirtschaftspolitik und Fi-
nanzpolitik. Eine gute Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik sind Grundlage von Wohl-
stand und Aufschwung und damit der
Ausgangspunkt und Voraussetzung aller
sozialen Errungenschaften.

Nach drei Jahren christdemokratisch ge-
führter Regierung in Nordrhein-Westfa-
len zieht die Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung positive Bilanz. Viele
Projekte, die wir seit vielen Jahren und
Jahrzehnten forderten sind umgesetzt
worden oder stehen kurz vor ihrer Ver-
wirklichung. Die zwischen CDU und FDP
vereinbarten Ziele der „Koalition der Mit-
te“ müssen aber komplett umgesetzt und
schon heute bis 2015 weiterentwickelt
werden.
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schaftspolitik die Hauptmerkmale dieser
Politik. Mit dem Ausstieg aus der Stein-
kohlesubventionierung bis Ende 2014
wurde eine der Kernforderungen der Mit-
telstands- und Wirtschaftsvereinigung er-
füllt. Damit werden Milliardenmittel im
Landeshaushalt frei, die für den Schulden-
abbau und eine gestaltende Wirtschafts-
und Strukturpolitik genutzt werden kön-
nen.

III. Den Menschen das Land
zurückgeben – Privat vor Staat!

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung der CDU lehnt Tendenzen zu mehr
staatlicher Einflussnahme ab. Wir wollen
den Staat auf seine eigentliche Kernauf-
gabe zurückdrängen und den Menschen
wieder als eigenverantwortliches Indivi-
duum in einer liberalen, einer werte- und
gleichzeitig leistungsorientierten Wirt-
schaftsordnung stärken.

Privatisierung ist aus Sicht des Mittelstan-
des kein Selbstzweck oder ein ideologi-
sches Handlungsmuster. Privatisierung
halten wir dort für notwendig, wo Privat

die Aufgaben genauso gut oder besser als
der Staat wahrnehmen kann. Wir wollen
dort Privatisierung, wo keine zwingenden
Notwendigkeiten hoheitlicher Betätigun-
gen diese verbieten. Insofern ist Privati-
sierung in allen denkbaren Bereichen
auch immer bezogen auf den Einzelfall
von der Politik und der Verwaltung im
Vollzug der Gemeindeordnung zu prüfen.
Die politischen Entscheidungen von CDU
und FDP hierzu sind mit der Novelle der
Gemeindeordnung getroffen worden.

„Privat vor Staat“ will und darf kein
Kampfbegriff gegen den Staat sein. Der
Begriff soll aber eine Kultur der Subsidia-
rität und des Vertrauens in den Unterneh-
mergeist unserer Menschen verkörpern
und fördern. Wir setzen uns dafür ein,
dass die CDU sich diesem Ziel weiter ver-
pflichtet sieht und dies gegenüber Wirt-
schaft und Mittelstand auch deutlich
macht.

Eine Rekommunalisierungswelle zur ver-
meintlichen Konsolidierung der lokalen
Haushalte auf Kosten des Mittelstandes
darf es mit der CDU nicht geben. Wir for-
dern, dass dies im Regierungsprogramm
bis 2015 auch klar ausgesprochen wird.

Darüber hinaus fordert die Mittelstands-
und Wirtschaftsvereinigung:
– Das Umsatzsteuerprivileg für einzelne

Tätigkeiten der öffentlichen Hand
muss entfallen

– Das „Querverbundsprivileg“ der öf-
fentlichen Hand zur Erlangung des
steuerlichen Querverbundes zwi-
schen verschiedenen Betrieben ge-
werblicher Art muss abgeschafft und
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auf das im Körperschaftssteuerrecht
für alle privaten Unternehmen mögli-
che Maß begrenzt werden

– Die Weitergabe von zinsgünstigen
Kommunaldarlehen an die kommuna-
len Gesellschaften darf nur bei Zah-
lung von marktüblichen Avalprovisio-
nen der Gesellschaften an die Eigentü-
merkörperschaften erfolgen, mit de-
nen der Kreditpreis an die Marktlage
angepasst wird.

Sinn von weniger Staat und mehr „Sozia-
ler Marktwirtschaft“ im Erhardschen Sin-
ne ist die Stärkung des freien Leistungs-
wettbewerbs. Die Landesregierung in
Nordrhein-Westfalen soll auch in Zukunft
treibende Kraft und Vorbild in dieser Hin-
sicht sein. Dies soll auch für die kommen-
de Legislaturperiode gelten, von der CDU
klar ausgesprochen und mit konkreten
Planungen belegt werden.

IV. Innovation: Kompetenzen
für morgen

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung unterstützt die Landesregierung in
ihrer Zielsetzung, durch eine „kreative
Ökonomie“ neue innovative Impulse im
Standortwettbewerb zu setzen. Sich bil-
dende Cluster in den Regionen Nord-
rhein-Westfalens werden auf der Grund-
lage von entsprechenden Abstimmungen
der Verantwortungsträger von Wirtschaft
und Politik vor Ort unterstützt. Wichtige
Innovationscluster in NRW sind zum Bei-
spiel die Logistik, die grüne Gentechnik,
die Energie- und Gebäudetechnik, die Kul-
turwirtschaft, der Maschinenbau, die
Stahlproduktion und -verarbeitung sowie
die Medizintechnik.

Für all diese Branchen benötigen Wirt-
schaft und Mittelstand gut ausgebildete
und technisch versierte Mitarbeiter. Der
Fachkräftemangel in weiten Bereichen
der Wirtschaft ist neben der viel zu gerin-
gen Zahl zur Selbständigkeit strebender
jungen Menschen die wohl größte He-
rausforderung für den Standort NRW und
Deutschland.

Aus diesem Grunde war die Hochschul-
und Exzellenzoffensive der Landesregie-
rung ein erster wichtiger Schritt. Es müs-
sen aber weitere Anstrengungen folgen.
Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung setzt sich dafür ein, die Rahmenbe-
dingungen für eine intensive Zusammen-
arbeit von Wissenschaft und mittelständi-
schen Unternehmen zu verbessern. Der
verstärkte Technologietransfer ist eine
Chance für mittelständische Unterneh-
men, Kontakte zu Hochschulen zu knüp-
fen, neue Produkte und Dienstleistungen
zu entwickeln, sowie gut ausgebildete Ab-
solventen als Mitarbeiter zu gewinnen.
Wir wollen, dass es sich herumspricht,
dass aus NRW die besten Ingenieure kom-
men und dass ein Ingenieur aus NRW in
der ganzen Welt, aber auch vor allem hier
vor Ort gut bezahlte, sichere, interessan-
te und zukunftsweisende Anstellungen
finden kann.

Auch die Schulpolitik ist hierbei ein wich-
tiger Ausgangspunkt für die Innovations-
fähigkeit des Landes. Nur freiheitlich und
leistungsorientiert denkende Schülerin-
nen und Schüler werden später zu den Lei-
stungsträgern und Entscheidern, die Wirt-
schaft und Mittelstand in NRW brauchen.
Die Landesregierung hat bereits wichtige
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Weichenstellungen zur Qualitätsverbes-
serung getätigt. Die Mittelstands- und
Wirtschaftsvereinigung NRW fordert
dazu auf, weiterhin mutig Schulpolitik als
Kernkompetenz der Union fortzuentwik-
keln. Im Bereich von Bildung und Ausbil-
dung unterstützen wir die zahlreichen Ak-
tivitäten der Wirtschaft, durch frühzeitige
Kontakte zwischen jungen Menschen und
Betrieben den Übergang ins Berufsleben
zu erleichtern.

V. Weiter für das Land arbeiten:
Perspektiven für 2015

a) NRW: Bürokratieabbau ist kein
Nischenthema

Herzstück eines durchgreifenden und
nachhaltigen Bürokratieabbaus ist die
Reduzierung des bürokratischen Appara-
tes, der in 39 Jahren sozialdemokratischer
Regierungsführung aufgehäuft wurde. In
Umsetzung der Koalitionsvereinbarung
hat Nordrhein-Westfalen bis 2008 bereits
133 Behörden aufgelöst oder in ande-
re Dienststellen eingegliedert. Ganz im
Sinne des von der Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung NRW geforderten
Subsidiaritätsprinzips wurden unter an-
derem Aufgaben der Umwelt- und der
Versorgungsverwaltung kommunalisiert.
Die Projekt Ruhr GmbH wurde aufgelöst,
Verwaltungsstrukturen z.B. in der Forst-
verwaltung gestrafft. Die geplante Re-
form zur Neustrukturierung der beste-
henden Verwaltungsstrukturen in NRW
muss auf der Tagesordnung bleiben. Mit
der Verleihung des Gütezeichens für mit-
telstandsorientierte Kommunalverwal-
tungen durch die Landesregierung be-
steht ein Anreiz zum Bürokratieabbau vor
Ort und zur Verbesserung der Zusam-
menarbeit zwischen Behörden und Unter-
nehmen.

Privatisierung ist ein wichtiger Baustein
des Abbaus unnötiger Verwaltungsstruk-
turen.
• Es muss noch mehr auf die im Koaliti-

onsvertrag 2005 festgelegte Zielset-
zung „ …durch Privatisierung bisher
vom Staat wahrgenommener Aufga-
ben… wollen wir die wirtschaftliche
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und bürgerschaftliche Initiative und
Selbstbestimmung der Menschen in
unserem Land fördern und stärken“
hingearbeitet werden.

All diese umgesetzten oder eingeleiteten
Maßnahmen bedeuten auch unumgäng-
lich Personalabbau auf möglichst sozial
verträgliche, jedoch auch haushaltswirk-
same Art und Weise. Das eingeführte Per-
sonaleinsatzmanagement macht die ziel-
orientierte Steuerung des Personalum-
baus möglich und ist zu begrüßen.
• Die CDU stellt sich dieser Herausfor-

derung und wird auch ab 2010 weiter-
hin den Kurs der Modernisierung der
Verwaltung durch Straffung und
Rückzug auf notwendige Zuständig-
keiten fortführen.

Das unselige Beauftragtenwesen der rot-
grünen Regierungszeit ist gelichtet wor-
den. Wir wollen, dass es dabei bleibt und
keine unnötigen neuen Beratungsgremi-
en ohne zeitliche Begrenzung eingesetzt
werden.

Ein wichtiger Aspekt des CDU-Regie-
rungsprogramms ist die Deregulierung
für Wirtschaft und Mittelstand. Mit der Li-
beralisierung der Ladenöffnungszeiten,
der Abschaffung des arbeitsplatzfeindli-
chen Tariftreuegesetzes sind gute und
wichtige Schritte getan worden.
• Gleichzeitig wurden auch neue Büro-

kratisierungen, teilweise leider auf-
grund übergeordneter Gesetzgebung,
geschaffen. Der Grundsatz des Koali-
tionsvertrages „Wir werden dafür sor-
gen, dass bei Gesetzen nicht nur wie
bisher die finanziellen Auswirkungen

abgeschätzt werden müssen, sondern
auch ihre Auswirkungen auf Wachs-
tum und Beschäftigung“ gilt für uns
weiter und muss verstärkt in den Blick
genommen werden. Die begrenzte
Gültigkeit von Gesetzen muss eben-
falls verstärkt als Regulierungsinstru-
ment gegen Bürokratisierungsten-
denzen genutzt werden.

b) NRW: Gute Wirtschaftspolitik ist die
beste Sozialpolitik

Nordrhein-Westfalen holt auf. Dies ist das
klare Ergebnis der ersten drei Jahre
der CDU-geführten Landesregierung.
NRW schaffte es beim Wirtschaftswachs-
tum 2007 (BIP, preisbereinigt) den Bun-
desdurchschnitt zu überholen. Mit 2,6%
lag man 0,1% vor dem Bundesdeutschen
BIP von 2,5%. Bei Regierungsübernahme
2005 lagen wir bei Stagnation in der Wirt-
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schaft noch 0,8% dahinter (NRW: 0,0%,
Deutschland: 0,8%). 2006 konnte der Ab-
stand schon auf 0,3% verkürzt werden
(NRW: 2,6%, Deutschland: 2,9%)

Dabei konnte die Arbeitslosigkeit seit der
Landtagswahl, also von April 2005 bis
April 2008 um 278.000 gemeldete Ar-
beitslose reduziert werden. Die Quote
sank von 11,9% auf 8,7%. Die Zahl der so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten
stieg von Februar 2005 bis Februar 2008
von 5,6 Millionen auf 5,77 Millionen. Etwa
180.000 zusätzliche Stellen konnten ge-
schaffen werden. 180.00 Menschen und
ihren Familien wurde damit ermöglicht,
ihr Leben mit Erwerbstätigkeit eigenstän-
dig zu gestalten.

Dies schafft persönliche Unabhängigkeit
auch von staatlichen Transfersystemen.
Deswegen will die MIT NRW alles dafür
tun, dass der beschäftigungswirksame
Aufschwung anhält und dass die wirt-
schaftsfreundliche Politik in NRW fortge-
setzt wird. Sie ist Garant für soziale Si-
cherheit und finanzielle Unabhängigkeit
der Bürger.

Politik muss sich Ziele setzen und muss
eine Richtung geben. Aus diesem Grunde
wollen wir, um den Wohlstand der Bürger
zu erhalten, einige konkrete Zielsetzungen
der NRW-Wirtschaftspolitik formulieren
• Wir streben das dauerhafte Wachstum

NRWs über dem Bundesdurchschnitt
beim Bruttoinlandsprodukt an. Unser
Standort muss so attraktiv werden,
dass wir nicht nur im Schnitt der Jahre
2010-2015 besser abschneiden, son-
dern dass wir in jedem Jahr besser ab-
schneiden als Gesamtdeutschland,
um dauerhaft unsere Stärke als der er-
folgreichste Wirtschaftsstandort in
Deutschland zurückzuerobern.

• Wir wollen, dass NRW dauerhaft beim
Abbau und Bestand der Arbeitslosig-
keit besser abschneidet als der Bun-
desdurchschnitt. Die durchschnittli-
che Arbeitslosenquote 2010-2015 soll-
te unter der der Bundesrepublik
Deutschland liegen. Nur dann können
wir beim strukturellen Abbau der Ar-
beitslosigkeit Erfolge für uns verbu-
chen.

• Für eine möglichst geringe Zahl an Ar-
beitslosen brauchen wir neben der gu-
ten Konjunktur auch gute Rahmenbe-
dingungen der bundesdeutschen
Wirtschaftspolitik. Deswegen fordern
wir dazu auf, seitens der CDU NRW
jede bundespolitische Debatte mit
Blick auf ihre Auswirkungen auf den
Standort und das Wirtschaftswachs-
tum zu betrachten und wenn nötig
klar Position für den Wirtschaftstand-
ort NRW zu beziehen.

Wir wollen und brauchen mehr Gründun-
gen in NRW. Zwar konnte NRW den Rück-
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gang der Firmenneugründungen (2003-
2007: -4,5%) in den vergangenen Jahren
abbremsen und schneidet besser ab als
Gesamtdeutschland (2003-2007: -4,9%).
Aber wir wollen wieder eine positive
Gründungsbilanz in unserem Land.
• Deswegen fordern wir dazu auf, die

gesellschaftliche Attraktivität von
Selbständigkeit in Nordrhein-Westfa-
len weiter zu stärken. Hierzu gehört
auch die aktive Förderung von Be-
triebsübernahmen.

Im Bereich der Fördermittelvergabe ist
das Land NRW auf ein Wettbewerbsver-
fahren umgestiegen. Die Wettbewerbe
führen zu einer hohen Mobilisierung der
regionalen Akteure, da nicht nur Unter-
nehmen, sondern auch Regionen sich be-
teiligen. Dadurch wird die Entstehung und
das Wachstum regionaler Cluster begüns-
tigt.
• Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-

einigung begrüßt den Umstieg auf das
Wettbewerbsverfahren um staatliche
Hilfen und fordert die Landesregie-
rung dazu auf, das „Programm zur
kontinuierlichen Sicherstellung von
Effektivität, Effizienz und Rechtmä-
ßigkeit der Fördermittelvergabe –
KONTER“ zügig zu etablieren und
fortzuentwickeln, damit das gesamte
Verfahren in Zukunft unbürokrati-
scher und transparenter abgewickelt
wird.

Mit den Mittelstandspaketen II und III hat
die Landesregierung die Voraussetzun-
gen für eine mittelstandsfreundliche Aus-
gestaltung und Anwendung des Vergabe-
rechts geschaffen. Die neuen kommuna-

len Vergabegrundsätze bieten den Städ-
ten und Gemeinden in NRW bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge die Möglich-
keit, Unternehmen aus der Region stärker
zu berücksichtigen. Insbesondere kleine
und mittlere Betriebe sollen in die Lage
versetzt werden, sich erfolgreich um öf-
fentliche Aufträge bewerben zu können.
Eigens dafür wurden die Schwellenwerte
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge er-
höht. In der Praxis hat sich bisher gezeigt,
dass ein erheblicher Teil der Städte und
Gemeinden die neuen Richtlinien bislang
nicht anwendet.
• Daher fordert die Mittelstands- und

Wirtschaftsvereinigung nun die Kom-
munen auf, ihre Vergabepraxis an die
neuen Möglichkeiten anzupassen und
dem regionalen Mittelstand die Chan-
ce zu geben, am Wettbewerb um öf-
fentliche Aufträge teilhaben zu kön-
nen.

Trotz der zuletzt gestiegenen Eigenkapi-
talquote vieler Unternehmen in NRW ist
diese im internationalen Vergleich nach
wie vor zu gering und bedeutet eine
Schwächung des Standortes.
• Die Landesregierung NRW soll eine

Initiative zur Verbesserung dieser Ei-
genkapitalsituation durch eine Begün-
stigung thesaurierter Gewinne einlei-
ten.

• Leistung muss sich wieder lohnen.
Deshalb fordern wir einen Abbau von
Steuern auf allen Ebenen zugunsten
der Unternehmen und der Bürger. Die
Union muss nach der Haushaltskonso-
lidierung des Bundes bis 2011 auch zu-
nehmend Steuerentlastungen auf den
Weg bringen. Erste Schritte gegen die
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sogenannte „kalte Progression“ müs-
sen auch schon früher unternommen
werden. Der sogenannte „Mittel-
standsbauch“ muss durch ein umfas-
sendes Steuerreformkonzept besei-
tigt werden, welche sich nicht nur auf
Eingangs-, Spitzensteuersteuersatz-
und Freibetragsänderungen reduzie-
ren darf. CDU und Mittelstands- und
Wirtschaftsvereinung NRW müssen
hierbei treibender Motor für Berlin
sein.

• Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung plädiert für Steuerwettbe-

EU-konforme Umweltpolitik aus ei-
nem Guss erreichen, um die inländi-
sche Transportwirtschaft nicht gegen-
über der ausländischen Transportwirt-
schaft zu benachteiligen. Bei der Ein-
kommen- und der Körperschaftssteu-
er sollen die Länder und die Kommu-
nen an Stelle ihrer bisherigen Anteile
Zuschlagsrechte auf den Bundesanteil
erhalten, um Ihnen Handlungsspiel-
raum zu geben und den Steuer- und
Standortwettbewerb anzuregen.

Der zunehmende Fachkräftemangel so-
wie die demografische Entwicklung sind
eine große Belastung für die Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Wirtschaft und
unseres Mittelstandes auf den Binnen-
und Weltmärkten.

Für unsere Unternehmen sind im globalen
Wettbewerb die Fähigkeiten von gut qua-
lifizierten Zuwanderern aus aller Welt zu-
künftig unabdingbare Erfolgsvorausset-
zung für Produkte und Dienstleitungen
aus NRW. Sprachkenntnisse, das Wissen
um kulturelle und ökonomische Gegeben-
heiten in den Absatzländern oder techni-
sches Know-how aus anderen Ländern
stärken unseren Mittelstand und unsere
Industrie. Um den Zuzug von Menschen
ausschließlich in die Sozialsysteme zu ver-
hindern, fordern wir:

• Die gültige Verdienstgrenze von
86.400 Euro, wie auch die im Juli 2008
beschlossene Senkung der Grenze auf
63.600 Euro ist realitätsfern und er-
laubt nur in geringem Umfang die Ein-
wanderung von Facharbeitern und In-
genieuren, die wir als Exportland be-
sonders brauchen.

werb zwischen den Bundesländern.
Wir fordern, dass die Bundesländer
bei den Steuern, bei denen sie alleine
die Ertragshoheit haben (z.B. Erb-
schaftssteuer) auch die Gesetzge-
bungshoheit erhalten. Die Kraftfahr-
zeugsteuer soll von der Länderer-
tragshoheit in die Bundesertragsho-
heit bei entsprechender Kompensati-
on etwa durch die Versicherungssteu-
er übergehen. Mit der Zusammenle-
gung der Mineralölsteuer und der
Kraftfahrzeugsteuer wollen wir eine
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• Wir unterstützen die Zuwanderung
gründungswilliger und investitions-
freudiger Menschen aus aller Welt
nach NRW. Innovationsfähigkeit, Er-
folgsorientiertheit und internationale
Erfahrung eingewanderter Bürger
können den Wirtschaftsstandort, den
Arbeitsmarkt und die Integrationsfä-
higkeit in NRW stärken.

• Wir wollen eine verstärkte Zusam-
menarbeit des Landes Nordrhein-
Westfalen, der Selbstverwaltungsor-
ganisationen der Wirtschaft und des
Handwerks mit Unternehmerverbän-
den ausländischstämmiger Bürger in
NRW.

• Wir als Mittelstands- und Wirtschafts-
vereinigung NRW fordern größere An-
strengungen in der Außendarstellung
des Landes NRW nicht nur als Investi-
tionsstandort sondern auch als attrak-
tiver Lebensraum, der Chancen für
Facharbeitskräfte aus der ganzen Welt
bietet, hier gute berufliche, familiäre
und soziale Perspektiven zu finden.

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung NRW setzt sich für die Einhaltung
ethischer Führungsgrundsätze im Wirt-
schaftsleben ein. Die Mittelstands- und
Wirtschaftsvereinigung fordert schon lan-
ge eine Korrektur von Strukturschwächen
bei der Führung von Kapitalgesellschaften
und eine Annäherung der Regelungen
für Manager an die der Eigentümer-Un-
ternehmer. Gerade angesichts prominen-
ter Fehlspekulationen ohne wesentliche
persönliche Folgen für Top-Manager gro-
ßer Aktiengesellschaften, muss eine Re-
form des Aktienrechts vorgenommen
werden.

• Wir fordern die Landesregierung NRW
dazu auf, sich im Bundesrat für eine
Novellierung des Aktienrechts stark
zu machen.

• Wir wollen eine stärkere Annäherung
der Haftungssituation angestellter
Manager an die von Eigentümer-Un-
ternehmer.

• Die Zahl der Aufsichtsratmandate pro
Einzelperson soll auf 3 statt bisher 10
beschränkt werden.

• Wir fordern des Weiteren ein Verbot
des direkten Überwechselns des Vor-
standsvorsitzenden auf die Position
des Aufsichtsratvorsitzenden bei
Publikums-Aktiengesellschaften vor
Ablauf einer Karenzzeit von zwei Jah-
ren.

• Die Beschlussfassung über die Vor-
standsvergütung darf nicht länger
durch das Präsidium des Aufsichtsra-
tes, sondern muss durch den gesam-
ten Aufsichtsrat erfolgen.

c) NRW: Wirtschafts- und umweltge-
rechte Infrastruktur entwickeln

Schon in der Koalitionsvereinbarung 2005
verpflichteten sich CDU und FDP: „Wir
werden die Proportionen achten durch
eine vernünftige Abwägung von Ökologie
und Wirtschaftlichkeit.“ Seitdem haben
eine Umweltpolitik mit Augenmaß und
eine Wirtschaftspolitik mit Verantwor-
tung zueinander gefunden. Allerdings
gibt es noch Vieles zu tun. Die Überarbei-
tung des Landschaftsgesetzes und die
Vereinfachung der Landschaftspläne so-
wie der Landschaftsbegleitpläne müssen
weiter geführt werden. Sinnvolle Strategi-
en, wie zum Beispiel die Zielsetzung von
weniger Flächenverbrauch müssen noch
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mehr an den ökonomischen Realitäten
ausgerichtet werden. Die Mittelstands-
und Wirtschaftsvereinigung will sicher-
stellen, dass die notwendige Entwicklung
wichtiger Gewerbegebiete und damit die
Schaffung von Arbeitsplätzen nicht behin-
dert werden. So fordern wir, die aktuelle
Nachfrage nach Industrie- und attraktiven
Wohnflächen durch die Schaffung pla-
nungsrechtlicher Voraussetzungen zu er-
füllen.

Mitten durch NRW gehen die verkehrli-
chen Schlagadern Deutschlands und Euro-
pas. Sie nicht auszubauen und zu moder-
nisieren wäre unverantwortlich vor allem
auch aus umwelt- und klimaschutzpoliti-
schen Erwägungen heraus. Staus sind in
besonderem Maße umweltschädlich.

Deswegen setzen wir auf einen ausgewo-
genen Ausbau der Verkehrssysteme.
Wichtige Lückenschlüsse im Autobahn-
netz müssen endlich realisiert werden.

Die Umsetzung des
Bundesverkehrswege-
plans aus dem Jahr
2003 muss die vorhan-
denen Mittel optimal
nutzen. Die vorhande-
nen Infrastrukturmittel
in die Bundesfernstra-
ßen bis 2015 sind soweit
in Höhe und Aufteilung
festgeschrieben.
• Wir wollen frühzeitig
Einfluss auf die Ver-
kehrswegeplanung ab
2015 nehmen. „Aufbau
Ost“ kann nach 2015
nicht mehr die gleiche

Priorität haben wie bisher.
• Wir wollen als eine wichtige neue

Priorität den Ausbau der Autobahn-
rast- und Parkplatzanlagen. Dies ist
aus Sicherheitsgründen und als Reak-
tion auf immer neue Regelungen z.B.
zu Lenk- und Ruhezeiten unausweich-
lich. Es müssen Umlademöglichkeiten,
insbesondere durch den Ausbau spezi-
fischer Autohöfe, geschaffen werden,
um die logistische Effizienz aus öko-
nomischen und ökologischen Grün-
den zu erhöhen.

• Die Landesregierung muss gegenüber
dem sozialdemokratisch regierten
Rheinland-Pfalz Druck machen, dass
die A1 ab Blankenheim weitergebaut
wird.

Die Landesregierung hat die Instandset-
zung der in 39 Jahren SPD-Regierung
vernachlässigten Verkehrsinfrastruktur
durch die Umsetzung des Landesstraßen-
bedarfplanes 2006 erfolgreich in Angriff
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genommen. Endlich wieder sind Nacht-
und Wochenendbaustellen zu sehen.
• Verkehrsleitsysteme und elektronisch

regulierbare Höchstgeschwindig-
keitsanzeigen, dort wo Geschwindig-
keitsbeschränkungen notwendig sind,
müssen die Regel werden, sowohl im
Autobahn- wie auch Landstraßenbe-
reich sowie in den Städten.

• Die in diesem Plan vorgesehen Mittel
von 1,6 Milliarden Euro für die Dring-
lichkeitsstufen 1 und 2 sollten bald-
möglichst erhöht werden, um keinen
weiteren Investitionsstau zu verursa-
chen.

• Wir wollen hierbei eine Priorität sei-
tens des Landes auf dringend notwen-
dige Umgehungs- und Entlastungs-
straßen, vor allem in der Anbindung
und günstigen Zuwegung von Gewer-
begebieten gesetzt sehen. Das Förder-
volumen für solche innerstädtischen
Verbesserungen der Verkehrsinfra-
struktur im Jahr 2008 von 26,5 Millio-
nen Euro ist schrittweise bis 2015 auf
jährlich 80 Millionen Euro aufzustok-
ken.

• Die Mittel aus dem Verkehrswege-
plan müssen weiterhin voll ausge-
schöpft werden. Das Land NRW hat
unter Rot-Grün aufgrund verschlepp-
ter Planfeststellungsverfahren immer
wieder Mittel an den Bund zurück-
geben müssen, die andere Bundeslän-
der dann nutzen konnten. Dies ge-
schieht nun unter der CDU-Regie-
rungsführung nicht mehr. Das muss so
bleiben.

Das Schienennetz in NRW ist Motor unse-
rer Logistikdrehkreuze und Tor in Rich-

tung Westen. Die Wachstumsbranche Lo-
gistik ist eine der Kernkompetenzen in
Nordrhein-Westfalen.
• Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-

einigung will den Aus- und Weiterbau
des „Eisernen Rheins“ in Richtung Nie-
derlande unter Beachtung des not-
wendigen Lärmschutzes für die An-
wohner. Die Trasse ergänzt die Betu-
we-Linie und schließt damit auch
unsere Binnenhäfen an wichtige Kno-
tenpunkte anderer Verkehrssysteme
an.

• Wir wollen die Realisierung des Rhein-
Ruhr-Express. Er ist und bleibt das
wichtigste Verkehrsinfrastrukturpro-
jekt für das Ruhrgebiet. Bis 2015 soll
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diese wichtige Nahverkehrslinie im
Ruhrgebiet in Betrieb sein.

• Wir plädieren für verstärkte Privatisie-
rung von Bahnverkehren. Dort, wo be-
reits heute private Unternehmen oder
PPP-Modelle Strecken betreiben, sind
positive Erfahrungen auch für die Kun-
den in Bezug auf Preis, Sauberkeit und
Pünktlichkeit spürbar.

Im Zeitalter der Innovation meint Ausbau
der Infrastruktur mehr als nur den Erhalt
und die Erweiterung von Verkehrstrassen.
• Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-

einigung NRW wird sich dafür einset-
zen, dass für die kommende Legisla-
turperiode einer CDU-geführten Lan-
desregierung der Ausbau der Tele-
kommunikationsnetze in NRW vor al-
lem von Hochleistungs-Datenleitun-
gen für Unternehmen einen weiteren
Schub erfährt. Es soll eine Innovati-
onsoffensive mit privaten Netzbetrei-
bern und der Telekom gestartet wer-
den, in deren Rahmen eine flächen-
deckende Versorgung mit 16 MBit-Lei-
tungen bis 2015 erfolgt, deren tatsäch-
liches Leistungsvermögen auch die-
sen Anforderungen entspricht.

Für die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU Nordrhein-Westfalen
sind Umwelt- und Naturschutz einerseits
und andererseits die Entwicklung einer
modernen Infrastruktur keine Gegensät-
ze.

Mit vielen der von uns geforderten Ver-
besserungen der Infrastruktur können un-
nötige und umwelt- sowie klimaschädli-
che Transporte und Verbindungsfahrten

reduziert werden. Vor allem die inner-
städtische Feinstaubbelastung ist da-
durch zu reduzieren.
• Wir lehnen Umweltzonen in der heu-

tigen Ausgestaltung und Planung als
mittelstands- und wirtschaftsfeindlich
ab. Stattdessen befürworten wir die
Aufstellung intelligenter Luftreinhal-
tepläne, die alle Verursacher von Fein-
staubbelastungen mit einbeziehen. In-
novation statt staatliche Reglementie-
rung ist der Schlüssel zu noch mehr
Umweltbewusstsein in Gesellschaft
und Wirtschaft.

• Klima- und umweltfreundliche Tech-
nologien müssen Vorrang haben, hier-
zu gehört auch und vor allem die Kern-
energie im Energiemix. Sie ermöglicht
uns Wettbewerbsfähigkeit für Indus-
trie und Mittelstand und damit wich-
tige Investitionsmittel der Wirtschaft
in modernere und sauberere Techno-
logien. Die Braunkohle als einziger
heimischer fossiler Energieträger,
dessen Nutzung sich wirtschaftlich
rechnet, bleibt wichtiger Bestandteil
des Energiemixes.

• Im Bereich des Straßen-Transportver-
kehrs setzen wir auf emissionsärmere
und effizientere Lastkraftwagen. Die
kommende Generation von zum Bei-
spiel auf Glasfaser- und Verbundstof-
fen basierenden Fahrzeugen wird
mehr für die Entlastung der Straße
und die Reduzierung der verkehrli-
chen CO2-Emissionen sowie den Kraft-
stoffverbrauch erreichen, als viele an-
dere staatliche Regulierungsmaßnah-
men. Entwicklung und Markteinfüh-
rung dieser Technologien ist gezielt zu
fördern. Auch eine vernetzte Logistik
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trägt erheblich zur
Steigerung der En-
ergieeffizienz bei.

Die Senkung des Ener-
gie- und Ressourcen-
verbrauchs zählt zu
den wichtigsten Auf-
gaben kommunaler
Stadtentwicklung. Wir
begrüßen daher, dass
die NRW-Landesregie-
rung ein Investitions-
paket über 100 Mio. €
für energetische Sa-
nierungen der kommu-
nalen Infrastruktur –
insbesondere Kinder-
gärten und Schulen –
beschlossen hat.

• Dieses Programm muss auch in der
kommenden Legislaturperiode erneut
aufgelegt und fortgeführt werden.

• Rahmenbedingungen für effizienzori-
entierte dezentrale Contractingmo-
delle sind zu verbessern.

• Die geplante Vollauktionierung beim
CO2-Emissionshandel ab 2013 muss
abgelehnt werden. Sie würde in
Deutschland eine Kostenlawine auslö-
sen. Dies wäre eine heimliche Steuer-
erhöhung mit fast 15 Mrd. Euro Auf-
kommen jährlich, die den Strompreis
um mindestens 50% steigen ließe,
aber klimapolitisch völlig überflüssig
ist. Die Zuteilung der CO2-Zertifikate
muss wie bisher kostenfrei nach
Benchmark mit sogenannter „Ex-post-
Anpassung“ (d.h. orientiert nach tat-
sächlicher Produktion) erfolgen.

d) NRW: Bildung – das Zukunftskapital
unserer Gesellschaft

Bildung ist in unserer heutigen Wissens-
und Informationsgesellschaft das wichtig-
ste Gut. Es spielt eine immer größere wirt-
schaftliche Rolle und greift tief in die Ge-
staltung unserer Lebenswelt ein. Die
PISA-Studien haben gezeigt, dass unser
Schulsystem erheblich schlechter als in
den anderen Ländern in der Lage ist, die
unterschiedlichen Begabungs- und Lei-
stungspotentiale unserer Kinder und Ju-
gendlichen zur Entfaltung zu bringen. Da
dieser Prozess bereits vor der Grundschu-
le beginnt, bedarf es eines Konzeptes, das
schon vor dem Kindergarten ansetzt und
sich bis in die verschiedenen Formen der
weiterführenden Schulen fortsetzt. Des-
halb ist eine moderne Schul- und Bil-
dungspolitik für die Zukunft des Stand-
orts NRW von großer Bedeutung. Erste
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positive Ergebnisse wurden der CDU-Lan-
despolitik 2008 bescheinigt, als die Refor-
men in diesem Bereich von der Initiative
Neue Soziale Marktwirtschaft mit einem
„gut“ bewertet wurden. Weitere Schritte
müssen folgen. Eine gute Bildungspolitik
schafft die Voraussetzung, in Freiheit sein
Leben unabhängig von staatlicher Umver-
teilung zu organisieren.

Nordrhein-westfälische Betriebe haben
bei der Ausbildungsplatzvergabe häufig
das Problem, dass sie keine geeigneten
Bewerber finden können. Oft ist die schu-
lische Vorbildung mangelhaft, so dass es
schwierig ist, qualifizierte Lehrlinge zu
finden.
• Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-

einigung unterstützt daher Schulre-
formen, die durch gezielte Förderung
Schülern eine bessere Bildung vermit-
teln und diesen somit Chancen auf
dem Arbeitsmarkt verschaffen. Nur so
kann der Nachwuchsmangel in unse-
ren Unternehmen behoben werden.

Die deutsche Wirtschaft sieht sich seit
Jahren mit dem Problem konfrontiert,
dass – im Vergleich zu anderen Industrie-
nationen – die deutschen Absolventen
später ins Arbeitsleben eintreten. Der
Ansatz, die Schulzeit in NRW zu verkürzen
und das Abitur nach 12 Jahren einzuführen
ist ein richtiger bildungspolitischer und
gesellschaftspolitischer Schritt. Ausbil-
dungszeiten sind insgesamt in der Bun-
desrepublik zu lang.

Wir wollen nicht, dass sich die Regie-
rungspolitik in NRW mit sinnlosen Schul-
formdebatten aufhält, sondern handelt,

um Bildung, Ausbildung und Weiterbil-
dung zu verbessern. Schulreformdebatten
lösen keine Probleme von Schülern in so-
zial schwierigem Umfeld. Deswegen for-
dern wir eine Kraftanstrengung zuguns-
ten der Hauptschulen.
• Die Hauptschulen sind in Ihrer Aus-

richtung auf technische und hand-
werkliche Fähigkeiten auszubauen
und zu stärken. Der Mittelstand in
NRW braucht nicht nur Akademiker
sondern auch eine breite Schicht
hochqualifizierter Facharbeiter und
Meister, die den guten Ruf des „Made
in Germany“ ausmachen

• Neben Fertigkeiten und Kenntnissen
sind auch Werthaltungen für die Ent-
wicklung einer Persönlichkeit wichtig.
Deshalb kommt erzieherischer Bil-
dung eine große Bedeutung zu, die
sich auch in Zeugnis-Kopfnoten aus-
drückt.

• Die Klassenverkleinerung an Haupt-
schulen ist prioritär anzugehen.

Investitionen in die Kinder sind Investitio-
nen in die Zukunft unserer Gesellschaft
und Wirtschaft. Dazu gehört auch der un-
ter Rot-Grün vernachlässigte Ausbau der
Schulen durch verstärkte Investitionen in
Gebäude und moderne Ausstattung.
• Hierzu soll die Landesregierung neben

den erfolgreichen Mittelstandspake-
ten auch ein „Investitionspaket Bil-
dung“ schnüren, das aus dem Haus-
halt des Wirtschaftsministeriums he-
raus Impulse zur Verbesserung unse-
rer Schulen gibt und damit die Quali-
fizierung zukünftiger Mitarbeiter un-
terstützt.
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• Der Schulalltag muss neu strukturiert
werden. Die Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung fordert mehr
Ganztagsschulen, die den Schülern
und Lehrern eine professionelle Basis
bieten, die gestiegene Wochenstun-
denzahl zu absolvieren. Vor allem so-
zialpädagogische Betreuung und indi-
viduelle Förderung helfen, das Lei-
stungsniveau anzuheben.

• Des Weiteren erachtet die MIT eine
Überarbeitung der Lehrpläne für not-
wendig: Der naturwissenschaftliche
Unterricht muss verbessert und auf
die Notwendigkeiten im späteren Be-
rufsleben abgestimmt werden. Hier gilt
es, die Kooperation von Bildungsträ-
gern mit der Wirtschaft zu verstärken.

• Insbesondere muss ökonomische Bil-
dung quer durch den Fächerkanon
und auch bei fachübergreifenden Pro-
jektarbeiten sowie Partnerschaftsakti-
vitäten stärker berücksichtigt werden.
Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung fordert das Schließen der
ökonomischen Bildungslücke und
eine Verbesserung des Wissens über
wirtschaftliche Zusammenhänge und
die Bedeutung von Selbständigkeit
und Unternehmertum für die gesam-
te Gesellschaft.

• Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung unterstützt zudem das Kon-
zept der Europa-Schulen in NRW. Bi-
lingualer Unterricht eröffnet Möglich-
keiten auf dem europäischen Arbeits-
markt, die gerade im wirtschaftlich
stark in die EU integrierten NRW von
großer Bedeutung sind. Im Umkreis
von 500 Kilometern um die Landes-
hauptstadt Düsseldorf leben 140 Mil-

lionen Menschen und damit 40 Pro-
zent der Verbraucher in der EU. So-
wohl für europäische Unternehmen,
die NRW als Standort gewählt haben,
als auch für nordrhein-westfälische
Unternehmen, die auf dem europäi-
schen Markt agieren, sind Schüler, die
einen „Europa-Abschluss“ haben, at-
traktive Mitarbeiter, da sie über erwei-
terte Sprachkompetenzen verfügen
und den europäischen Binnenmarkt
auch als Arbeitsmarkt begreifen.

• Darüber hinaus ergänzen Internatio-
nale Schulen in privater Trägerschaft
in hervorragender Weise die Zielrich-
tung einer globalen Ausrichtung unse-
rer Bildungsangebote. Sie machen
nicht nur NRW weltoffener und bieten
gute Bildungschancen für Kinder zu-
gewanderter Menschen, die wir auf
dem Arbeitsmarkt in NRW dringend
benötigen, sie qualifizieren auch unse-
re Kinder für die Wirtschaft, Kunst,
Kultur, Philosophie und vieles mehr in
einem globalen Kontext .

• Wir stehen zu den Privatschulen im
Land. Die Mittelstands- und Wirt-
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schaftsvereinigung sieht sie als drin-
gend notwendige und wünschenswer-
te Ergänzung der staatlichen Schulen
in Nordrhein-Westfalen an. Ob auf
christlichen Werten basierend oder
auf anderen Bildungs- und Erzie-
hungskonzepten, viele Privatschulen
gehören zu den besten in unserem
Land. Elitenbildung und Exzellenz hat
nichts mit 2-Klassen-Bildung zu tun,
sondern es fördert den Leistungswett-
bewerb der Schulen. Die Mittelstands-
und Wirtschaftsvereinigung lehnt ge-
plante verschlechternde Änderungen
bei der steuerlichen Absetzbarkeit der
Kosten des Besuchs von Privatschulen
im Einkommensteuerrecht ab.

Begrüßenswert sind die Anstrengungen
der Landespolitik, mehr Durchlässigkeit
zwischen beruflicher und akademischer Bil-
dung zu ermöglichen. Die Einbringung von
Elementen der Berufsorientierung in den
Lehrplan von Förder-, Haupt-, Realschulen,
Gymnasien und Gesamtschulen ist begrü-
ßenswert. Um die Berufsorientierung zu
stärken und zu einer Verkürzung der Schul-
zeit auch in der Sekundarstufe I zu kommen
wurde in NRW die Möglichkeit eröffnet,
anstelle des 10. Pflichtschuljahres eine Aus-
bildung zu beginnen.
• Darüber hinaus sollte zusätzlich das

10. Pflichtschuljahr (Hauptschulab-
schluss 10a) wegen der größeren be-
ruflichen Nähe neben den Hauptschu-
len auch an den Berufskollegs angebo-
ten werden.

e) NRW: Der Wissensstandort
Nordrhein-Westfalen hat das Potenzial,
sich zu einem Standort des Wissens zu

entwickeln. In keiner anderen Region Eu-
ropas gibt es eine so dichte Wissens- und
Forschungslandschaft (59 Hochschulen,
21 Forschungsinstitute und mehr als 60
Technologiezentren). Wissen ist der wich-
tigste Rohstoff des Landes für Innovation,
für Wachstum und zukunftssichere Ar-
beitsplätze.

So soll der Wissenschaft und Forschung
ein Maß an Gestaltungs- und Entfaltungs-
freiheit eröffnet werden, das internatio-
nal jedem Vergleich standhält. Klare
Schwerpunkte und der Ausbau von Exzel-
lenz in der Spitzenforschung sollen das
Forschungsprofil des Standortes schärfen.
Dafür müssen gezielt die vorhandenen
Stärken ausgebaut werden.

Bis zum Jahr 2015 soll NRW das Innovati-
onsland Nr. 1 in Deutschland sein. Eine
starke Wissenschaft und exzellente For-
schung sind Nordrhein-Westfalens wich-
tigstes Zukunftskapital.

Vor dem Hintergrund der großen Aufga-
ben im Forschungsbereich wird in NRW
immer noch zu wenig Geld in die For-
schung gesteckt. Die europäischen
Staats- und Regierungschefs setzten 2002
das Ziel, dass Europa bis zum Jahr 2010 3%
des Bruttoinlandsproduktes für Forschung
und Entwicklung (F&E) verausgaben soll.
Ein Drittel davon soll der Staat und zwei
Drittel die private Wirtschaft erbringen.

Aufgrund von Versäumnissen der SPD-ge-
führten Landesregierung in der Vergan-
genheit liegt NRW mit gut 1,8% weit hin-
ter dem deutschen Durchschnitt von 2,5%
und auch weit hinter den süddeutschen
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Ländern zurück: Bayern liegt bei 3% und
Baden-Württemberg sogar bei 4%.
Hier ist für NRW ein Umsteuern weiterhin
dringend erforderlich.
• Deshalb fordert die Mittelstands- und

Wirtschaftsvereinigung die Landesre-
gierung auf, die Mittel für Forschung
und Entwicklung zu erhöhen. Investi-
tionen in Forschung und Entwicklung
lohnen sich, da sie langfristig zu mehr
Beschäftigung führen und die Unter-
nehmen unseres Landes in die Lage
versetzen, der internationalen Kon-
kurrenz stand zu halten. Wir begrüßen
die Einrichtung des Innovationsfonds.

• Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung sieht die Notwendigkeit ei-
ner international vernetzten Spitzen-
forschung.

NRW soll seine Kompetenzen im Bereich
der Kernenergie- und Kernsicherheitsfor-
schung ausbauen.

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung begrüßt, dass bereits mit der Unter-
stützung durch das Land NRW die RWTH
Aachen und das Forschungszentrum
Jülich drei Professuren im Bereich der
Kernenergieforschung besetzt haben und
eine weitere einrichten werden. Jedoch
bedarf es gerade in Zeiten der Diskussion
um den Klimawandel und steigender En-
ergiekosten eine noch größer Hinwen-
dung zum Forschungsbereich der Kernen-
ergie. Es gibt einen großen Bedarf an kom-
petentem Nachwuchs, sowohl in der For-
schung als auch bei Betreibern, Bewilli-
gungsbehörden und Überwachungsstel-
len.

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung setzt auf einen breiten Energiemix,
zu dem auch die Kernenergie gehört.
NRW ist Energieland Nummer Eins und
soll auch Energieforschungsland Nummer
Eins werden.
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• Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung fordert eine starke Fokussie-
rung auf die Kernenergieforschung.
NRW soll wieder führend in diesem
Forschungsbereich werden, denn
Kernenergie ist weltweit eine Energie
der Zukunft. Der von Rot-Grün be-
schlossene Atomausstieg hat zur Fol-
ge, dass die Bedarfsdeckung über kon-
ventionelle Kraftwerke und erneuer-
bare Energien langfristig nicht ausrei-
chend garantiert ist. Aktuell ist die
Kernenergie eine der saubersten Ener-
gien, die sicher genutzt werden muss.
Mit der Weiterführung der Forschung
auch bei Hochtemperatur-Reaktoren,
sicherer Atomendlagerung und insbe-
sondere der Reaktorsicherheit kann
sich NRW profilieren.

• Wir wollen, dass sich das Land Nord-
rhein-Westfalen und die CDU Nord-
rhein-Westfalen für die Verlängerung
der Laufzeiten der Kernenergie-Kraft-
werke in Deutschland einsetzen.

• Erneuerbare Energien sind ein Schlüs-
sel zur Ressourcenschonung und zu
verstärktem Umweltschutz in NRW.
Die Forschung in den Technologiefel-
dern Biomassekraftwerke, Kraft-Wär-
me-Kopplung, Geothermie und Solar-
thermie muss weiter intensiviert wer-
den.

• Alle Umwelt- und Energietechnologi-
en müssen sich aber auch Aspekten
der Wirtschaftlichkeit, der Effizienz
und des Verbraucherschutzes stellen.
Hier dürfen Flächenverbrauch, Ge-
samtenergiebilanz, negative Folgen
für das Landschaftsbild (zum Beispiel
durch Windräder) oder Kritik an Über-
subventionierung nicht als Umwelt-

feindlichkeit abgetan, sonder ernst
genommen werden.

Forschung und Entwicklung haben in ers-
ter Linie im innovativen Mittelstand ihr
Zuhause.
Viele mittelständische Unternehmen aus
NRW sind mit erstklassiger Technologie
auf den Weltmärkten vertreten.
• Mittelständischen Unternehmen

muss ein gleicher Zugang zur For-
schungsförderung eingeräumt wer-
den wie Großunternehmen.

• Der Patentrechts-, Marken- und Urhe-
berechtsschutz von mittelständischen
Innovationen aus NRW und die inter-
nationale Durchsetzbarkeit dieser Re-
gelungen müssen besser werden. Pro-
duktpiraterie und Firmenspionage
müssen bekämpft werden. Wir als Mit-
telstands- und Wirtschaftsvereini-
gung wollen das Wissen des Mittel-
standes geschützt sehen. Deswegen
fordern wir dazu auf, politisch und
rechtlich gegen jeden Verstoß gegen
die legitimen Ansprüche unserer Un-
ternehmen vorzugehen. Die Landesre-
gierung soll hierzu eine Initiative star-
ten und Verbesserungen zugunsten
gerade derjenigen erreichen, die nur
sehr schwer aufwendige Schutzmass-
nahmen für ihr Produkt umsetzen
können.

f) NRW: Politik nicht auf Kosten der Zu-
kunft

Ein wichtiger Teil der Finanzpolitik in
Nordrhein-Westfalen ist der Banken-
standort NRW. Diesen gilt es zu erhalten,
zu stärken und auszubauen. Ob Bankinsti-
tute, Börsen oder Investmentunterneh-
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men, wir wollen eine starke Infrastruktur
für globale Akteure in diesem Bereich.
• Wir stehen zur Drei-Säulen-Struktur

unserer Bankenlandschaft. Sparkas-
sen müssen sich dem Wettbewerb mit
den Privatbanken und den Genossen-
schaftsbanken auch vor dem Hinter-
grund europäischer Regelungen stel-
len. Hierzu ist die Reform des Sparkas-
sengesetzes NRW ein wichtiger
Schritt. Er verhindert zum einen, dass
Sparkassen verkauft werden können,
verschafft aber den Eigentümern, den
Kommunen und damit den Bürgern
mehr Transparenz.

• Wir sehen mittelfristig keinen Sinn im
Fortbestand von Landesbanken, hier
der WestLB, ohne konkretes erfolg-
versprechendes Geschäftsmodell.

• Die Zusammenarbeit der Landesban-
ken in Deutschland soll verstärkt, ihre
Anzahl muss bis 2015 reduziert werden.
Das Ziel eines Verkaufes der WestLB
muss bis 2012 realisiert werden.

Gute Wirtschaftspolitik ist nur mit seriö-
ser Finanzpolitik möglich. Die Landesre-
gierung konnte die Neuaufnahme von
Schulden durch das Land von 6,8 Milliar-
den Euro auf 1,9 Milliarden Euro senken.
• Wir halten an dem Ziel eines ausgegli-

chenen Haushaltes bis 2011 fest.
• Bis 2015 wollen wir erste Schritte zur

Entschuldung unseres Landes gehen.
Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung will ein Verbot von Neu-
schulden im Wahlkampfprogramm
der CDU NRW festgeschrieben sehen.

• Auch auf Landesebene müssen ver-
stärkt Modelle von Public-Private-
Partnership (PPP) geprüft und umge-

setzt werden, um Synergien zur Ent-
lastung des Haushaltes zu erreichen.
Mittelständischen Unternehmen ist
der Zugang zu PPP-Projekten im Zwei-
fel durch entsprechende gesetzgebe-
rische Maßnahmen zu erleichtern.

• Der Versuch der Umgehung der Be-
schränkung wirtschaftlich wettbe-
werbswidriger Tätigkeiten von Unter-
nehmen in Öffentlicher Hand durch
eine zunehmende Zahl sogenannter
„Inhouse-Geschäfte“ muss unterbun-
den werden.

• Zur Verlässlichkeit einer öffentlichen
Finanzpolitik gehört die Anwendung
des Konnexitätsprinzips, nachdem der
Kostenverursacher die entstandenen
Kosten trägt.
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VI. NRW: Lust auf Erfolg!

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung ist stolz auf die Leistungen der CDU-
geführten Landesregierung seit 2005. Wir wollen auch weiterhin diesen mittel-

standsfreundlichen Regierungsstil fortgesetzt sehen. Die Mittelstands- und
Wirtschaftsvereinigung Nordrhein-Westfalen versteht sich als wichtige Stüt-

ze der CDU-geführten Landesregierung, die sich an den ordnungspoliti-
schen Grundsätzen der Sozialen Marktwirtschaft orientiert.

Nur mit der kontinuierlichen Fortsetzung der 2005 begonnenen Konso-
lidierungs- und Modernisierungspolitik wird Nordrhein-Westfalen für

alle Menschen in unserem Land gute Perspektiven bieten. Die Mit-
telstands- und Wirtschaftvereinigung als Brücke zwischen Po-

litik und Wirtschaft wird daran mitwirken.

Für uns und den gesamten Mittelstand in NRW ist
eine solche Politik nur mit einer bürgerlichen Koali-
tion denkbar.

Nur ein bürgerliches Bündnis, am besten eine
deutliche Mehrheit für die Fortsetzung der
schwarz-gelben Regierungspolitik, ist in den
kommenden sieben Jahren ein Erfolgsrezept für
Nordrhein-Westfalen. Darauf möchten wir als
Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung NRW
hinarbeiten. Dafür machen wir konkrete Vor-
schläge.

Uns ist wichtig, dass NRW weiter gut regiert
wird. Wir haben Lust auf Erfolg!
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